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BSPC verabschiedet Erklärung „Nichts über die Ukraine ohne die 

Ukraine“ und stellt die Weichen für die Präsidentschaft 2026 

Der Ständige Ausschuss der Ostseeparlamentarierkonferenz (BSPC) trat gestern (24.11.) in 

Kiel zu seiner ersten Sitzung unter der Präsidentschaft Schleswig-Holsteins zusammen. 

Den Vorsitz führte Kristina Herbst, Präsidentin des Schleswig-Holsteinischen Landtags und 

Präsidentin der BSPC. 

Vertreterinnen und Vertreter aller nationalen und regionalen Parlamente des Ostseeraums, des 

Europäischen Parlaments, der Baltischen Versammlung und des Nordischen Rates nahmen teil 

und setzten damit ein deutliches Zeichen der Einheit und der anhaltenden Bedeutung der 

interparlamentarischen Zusammenarbeit im Ostseeraum.

Kristina Herbst eröffnete die Sitzung mit einem Dank an die Åland-Inseln für die Ausrichtung der 

34. Ostseeparlamentarierkonferenz in Mariehamn und stellte fest, dass die Konferenz wichtige 

Impulse für die politische Arbeit geliefert habe, die nun weitergeführt werde. Sie betonte die 

zentrale Rolle des parlamentarischen Dialogs für die Stärkung demokratischer Resilienz, 

regionaler Stabilität und grenzüberschreitenden Vertrauens: „Die Zusammenarbeit unserer 

Parlamente ist keine Formalität – sie ist eine Notwendigkeit. Der Ostseeraum steht vor 

gemeinsamen Herausforderungen, und nur gemeinsam können wir die Lösungen finden, die 

unsere Bürgerinnen und Bürger erwarten“, sagte Herbst

Die Delegierten diskutierten im Kieler Landeshaus die Nachbereitung der 34. Konferenz der BSPC, 

die strategischen Prioritäten der Präsidentschaft für die Jahre 2025 bis 2026 sowie die laufende 

Arbeit in der BSPC-Arbeitsgruppe und den Berichterstattungen. Sie tauschten Ansichten zu 

zentralen regionalen Themen aus, darunter die Zukunft des Ostseerates (CBSS) auf Grundlage 

des jüngsten Berichts der „Wise Persons“. Die Diskussionen spiegelten die Breite der regionalen 

Agenda und die Rolle der BSPC als Plattform für langfristige parlamentarische Koordinierung 

wider.

Angesichts der aktuellen Entwicklungen beschloss der Ständige Ausschuss heute, eine 

gemeinsame Erklärung mit dem Titel „Nichts über die Ukraine ohne die Ukraine“ zu 



veröffentlichen. Die Erklärung bekräftigt die unerschütterliche Solidarität der BSPC mit der Ukraine 

und unterstreicht, dass jede internationale Initiative die Souveränität, Unabhängigkeit und 

territoriale Integrität der Ukraine respektieren muss. Sie hebt hervor, dass kein Vorschlag oder 

Verhandlungsformat ohne Zustimmung der Ukraine oder auf Kosten ihrer Sicherheit und Freiheit 

verfolgt werden darf.

Kristina Herbst betonte: „Unsere Botschaft aus Kiel ist klar: Die Ukraine entscheidet über ihre 

Zukunft. Wie unsere Erklärung festhält, sind die Souveränität, Unabhängigkeit und territoriale 

Integrität der Ukraine unantastbar. Jeder Weg zum Frieden muss im Völkerrecht verankert sein – 

und muss die Ukraine stärken, anstatt Aggression zu belohnen.“

Die Delegierten betonten, dass die Verteidigung der Ukraine direkt mit der Sicherheit und 

demokratischen Resilienz des gesamten Ostseeraums verbunden bleibe, und brachten ihren tiefen 

Respekt für die Entschlossenheit des ukrainischen Volkes zum Ausdruck, gemeinsame 

demokratische Werte zu verteidigen.

Die Präsidentschaft stellte zudem die bevorstehende 35. Konferenz der BSPC vor, die vom 30. 

August bis 1. September 2026 in Lübeck stattfinden wird – erstmals seit 1998 wird Schleswig-

Holstein damit wieder Gastgeber der jährlichen Konferenz sein. Die Delegierten begrüßten die 

Wahl des Veranstaltungsortes und die Absicht der Präsidentschaft, Lübeck zu einem zentralen 

Forum für den politischen Dialog in der Region zu machen.

In ihrem Schlusswort dankte Kristina Herbst allen Delegationen für ihr konstruktives Engagement 

und hob den Wert des intensiven politischen Austauschs während der Kieler Sitzung hervor. Der 

Ständige Ausschuss wird Anfang März 2026 in Brüssel erneut zusammentreten, um seine Arbeit 

unter der Präsidentschaft Schleswig-Holsteins fortzusetzen.

Die gemeinsame Erklärung des Ständigen Ausschusses im Wortlaut:
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Statement of the BSPC Standing Committee – “Nothing About Ukraine Without 

Ukraine” 

At its meeting in Kiel, Schleswig-Holstein, the Standing Committee of the Baltic Sea 
Parliamentary Conference (BSPC) reaffirmed its unwavering solidarity with Ukraine. In line 
with the 34th BSPC Resolution adopted in Mariehamn in August 2025, the Standing 
Committee reiterated that Ukraine’s sovereignty, independence, and territorial integrity are 
inviolable and that the rules-based international order must be upheld.


The Standing Committee noted the international discussions that have followed the plan 
recently presented by the United States, as well as other initiatives. Ukraine has indicated 
its readiness to review any international proposals seriously, even under the most difficult 
conditions of the ongoing war. Russia, by contrast, continues its unlawful attacks on 
civilians and infrastructure and has shown no credible intention to end its aggression.


The Standing Committee emphasised:


• Any path towards peace must be rooted in international law and must fully respect 
Ukraine’s sovereignty, independence, and territorial integrity. Nothing about Ukraine 
without Ukraine: no proposal or negotiation format may be pursued without Ukraine’s 
consent or at the expense of its security and freedom.


• A just and lasting peace cannot be based on coercion, territorial seizure by force, or 
limitations on Ukraine’s right to self-defence.


• Any international initiative must strengthen the security and stability of Ukraine and 
Europe, not entrench the consequences of aggression.


Ukraine’s defence remains directly linked to the security and democratic resilience of the 
Baltic Sea region. The parliaments represented in the BSPC remain committed—within 
their respective mandates—to supporting Ukraine politically, economically, militarily, and 
humanitarily.


The Standing Committee expressed its profound respect for the resilience and 
determination of the Ukrainian people. Their courage continues to uphold the democratic 
values shared across the Baltic Sea region.


Kiel, 24. November 2025


